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Haushaltsbegleitgesetz 2012: Das Streichkonzert geht weiter!!! 
 
Nachdem wir, die Polizeibeamten von der allgemeinen Einkommensentwicklung aufgrund 
des einstimmigen Beschlusses aller Landtagsfraktionen zur Neuregelung des Beamten-
versorgungsgesetzes und anderer beamtenrechtlicher Vorschriften, abgekoppelt wurden 
und Reallohnverluste hinnehmen müssen, setzt die Thüringer Landesregierung noch ei-
nen drauf. 
 
Allen voran die Ministerpräsidentin, Frau Lieberknecht, der Fraktionsvorsitzende der CDU, 
Herr Mohring und der Finanzminister, Herr Voß sind sich einig, dass bei den Polizeibe-
amten noch mehr weggenommen werden kann! 
 
Als Erstes soll die Eingangsbesoldung für alle Beamten die ab dem 01.01.2012 neu 
eingestellt werden für drei Jahre um eine Besoldungsgruppe abgesenkt werden. 
 
Das heißt:  
 
Der mittlere Dienst wird nach Ablegung der Laufbahnprüfung zukünftig mit dem 
Eingangsamt A 6 beginnen und der gehobene Dienst zukünftig mit A 8.  
 
Hier erhofft sich die Landesregierung nachfolgend genannte Einsparungen im Jahr (pro 
Person, siehe Begründung zum Gesetzentwurf): 
 

- Mittlerer Dienst      885,12 EUR 
- Gehobener Dienst:    2639,40 EUR 
- Höherer Dienst:    4042,44 EUR 

 
Übrigens: Im Jahr 1993 wurde auf Vorschlag der Innenministerkonferenz und einstimmi-
gen Beschluss aller Finanzminister das Eingangsamt für den mittleren Polizeivollzugs-
dienst bundesweit auf A 7 angehoben.  
 
Jetzt vollzieht diese Landesregierung auf Kosten der Polizeivollzugsbeamten und 
ihrer Familien eine Rolle rückwärts. Heuchlerischer Weise fordert diese Landesre-
gierung die Löhne baldigst auf Westniveau anzuheben, tatsächlich tun sie genau 
das Gegenteil! 
 
Weiterhin soll die Verordnung über die Gewährung einer Jubiläumszuwendung für Beamte 
und Richter ab kommendem Jahr wegfallen. Damit entfällt die Jubiläumszuwendung für 25 
bzw. 40 Dienstjahre, auch wenn diese aufgrund der Versteuerung mehr als gering ausfiel! 
 
Die Landesregierung erhofft sich dadurch eine Einsparung gegenüber dem Jahr 2011 von 
ca. 400.000 EUR, mittelfristig von ca. 1,6 Mio. EUR. 
 

Thüringen ist auf dem Weg zurück in die Kleinstaaterei mit Leibeigenen, 
die zum Leben zu wenig und zum Sterben zu viel haben! 


